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Gesetzentwurf 
der Staatsregierung 

Gesetz zur Änderung des Bayerischen Naturschutzgesetzes und weiterer Rechts-
vorschriften 

A) Problem 

Im siebten Jahr nach dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung des Bayerischen 
Naturschutzgesetzes zugunsten der Artenvielfalt und Naturschönheit in Bayern („Rettet 
die Bienen!“), GVBl. 2019 S. 405, und des Gesamtgesellschaftlichen Artenschutzgeset-
zes – Versöhnungsgesetz, GVBl. 2019 S. 408, sind verschiedene Regelungen in Bezug 
auf die Natur überarbeitungsbedürftig. 

B) Lösung 

Dieses Gesetz ändert das Bayerische Naturschutzgesetz (BayNatSchG), das Bayeri-
sche Wassergesetz (BayWG), die Bayerische Kompensationsverordnung  
(BayKompV), die Verordnung zur Ausführung des Bayerischen Naturschutzgesetzes 
(AVBayNatSchG) und das Bayerische Waldgesetz (BayWaldG), um den verschiedenen 
Anpassungsbedarfen gebündelt Rechnung zu tragen. 

Ziel ist, das Naturschutzrecht effizienter und zielgenauer umzusetzen, das mit dem 
Volksbegehren erreichte Schutzniveau zu bewahren und Entlastungen für alle beteilig-
ten Akteure zu erreichen. 

C) Alternativen 

Keine 

D) Kosten 

1. Staat 

Die verbleibende, subsidiäre Genehmigungspflicht in Bezug auf die Umwandlung von 
Dauergrünland an sensiblen Standorten, das keinem Ausnahmetatbestand unterliegt, 
geht mit der Abschaffung des bisher geltenden, allgemeinen Verbots der Umwandlung 
von Dauergrünland einher und führt deshalb zu keiner Mehrbelastung für die staatlichen 
Behörden. 

Bei den zur Übermittlung vorhandener naturschutzfachlicher Daten zu Tieren und Pflan-
zen an das Landesamt für Umwelt verpflichteten Naturschutzbehörden und den nach-
rangig verpflichteten Genehmigungsbehörden und öffentlichen Planungsträgern ent-
steht aufgrund der geringen zu erwartenden Fallzahlen und des unwesentlichen zeitli-
chen Mehraufwands keine wesentliche Mehrbelastung. Beim Landesamt für Umwelt ist 
bei der Bearbeitung der eingehenden Meldungen mit einem Aufwand von ca. 750 Stun-
den (2. Qualifikationsebene) pro Kalenderjahr zu rechnen. Die Umsetzung erfolgt im 
Rahmen der vorhandenen Stellen und Mittel. 

Im Übrigen ist das Gesetz kostenneutral. 

2. Kommunen 

Bei den zur Übermittlung vorhandener naturschutzfachlicher Daten zu Tieren und Pflan-
zen nachrangig verpflichteten Genehmigungsbehörden und öffentlichen Planungsträ-
gern entsteht aufgrund der geringen zu erwartenden Fallzahlen und des unwesentli-
chen zeitlichen Mehraufwands keine wesentliche Mehrbelastung im Sinne des Konnexi-
tätsprinzips.  

Im Übrigen ist das Gesetz kostenneutral. 

3. Wirtschaft 



 

2 

 

Die verbleibende, subsidiäre Genehmigungspflicht in Bezug auf die Umwandlung von 
Dauergrünland an sensiblen Standorten, das keinem Ausnahmetatbestand unterliegt, 
geht mit der Abschaffung des bisher bestehenden, allgemeinen Verbots der Umwand-
lung von Dauergrünland einher und führt deshalb zu keiner Mehrbelastung für Unter-
nehmen. 

Die Einführung der Pflicht zur Übermittlung vorhandener naturschutzfachlicher Daten 
zu Tieren und Pflanzen an das Landesamt für Umwelt richtet sich lediglich an die Na-
turschutzbehörden und nachrangig an die Genehmigungsbehörden und öffentliche Pla-
nungsträger. Sie führt daher zu keiner Mehrbelastung von Unternehmen. 

Im Übrigen ist das Gesetz kostenneutral. 

4. Bürger 

Das Gesetz ist für die Bürgerinnen und Bürger kostenneutral.
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Gesetz  

zur Änderung des  

Bayerischen Naturschutzgesetzes 

und weiterer Rechtsvorschriften 

vom … 

§ 1  

Änderung des Bayerischen Naturschutzgesetzes 

Das Bayerische Naturschutzgesetz (BayNatSchG) vom 23. Februar 2011 (GVBl. 
S. 82, BayRS 791-1-U), das zuletzt durch § 15 des Gesetzes vom 26. März 2026 (GVBl. 
S. 75) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Art. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe „Waldgesetzes für Bayern“ durch die Angabe 
„Bayerischen Waldgesetzes (BayWaldG)“ ersetzt. 

b) Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) 1Auf erosionsgefährdeten Hängen, in Überschwemmungsgebieten so-
wie in Feuchtgebieten und Mooren im Sinne des § 11 der GAP-Konditionalitä-
ten-Verordnung (GAPKondV) in Verbindung mit § 9 der Verordnung zur Umset-
zung der Gemeinsamen Agrarpolitik (BayGAPV) darf Dauergrünland im Sinne 
von § 7 der GAP-Direktzahlungen-Verordnung (GAPDZV) bei der landwirt-
schaftlichen Nutzung nur umgewandelt werden, wenn die Beeinträchtigungen 
dieser Schutzgüter ausgeglichen werden. 2Satz 1 gilt nicht für Dauergrünland, 
das 

1. ab dem 1. Januar 2021 neu entstanden ist oder 

2. während der Laufzeit der Teilnahme an öffentlichen Programmen zur Be-
wirtschaftungsbeschränkung oder aufgrund der Einhaltung agrarförder-
rechtlicher Vorgaben entstanden ist, soweit dieses innerhalb einer Frist von 
fünfzehn Jahren nach Beendigung der Teilnahme an den öffentlichen Pro-
grammen oder dem Unterliegen unter agrarförderrechtlichen Vorgaben wie-
der einer land-, forst- und fischereiwirtschaftlichen Bodennutzung zugeführt 
wird. 

3Die Umwandlung nach Satz 1 bedarf der Erlaubnis durch die untere Natur-
schutzbehörde, sofern sie keiner förderrechtlichen Genehmigung bedarf. 4Die 
Umwandlung von Grünland stellt in der Regel keinen Eingriff in Natur und Land-
schaft im Sinne des § 14 Abs. 1 BNatSchG dar, ausgenommen Dauergrünland, 
das bei der Umwandlung den Ausgleichsverpflichtungen nach Satz 1 unterliegt. 
5Zur Erhaltung von Dauergrünland sollen vorrangig vertragliche Vereinbarun-
gen und Förderprogramme genutzt werden.“ 

c) Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Nr. 1 wird aufgehoben. 

bbb) Nr. 2 wird Nr. 1 und die Angabe „auf Moor- und Anmoorstandorten“ 
wird durch die Angabe „in Feuchtgebieten und Mooren im Sinne des 
§ 11 GAPKondV in Verbindung mit § 9 BayGAPV“ ersetzt. 

ccc) Die Nrn. 3 bis 6 werden die Nrn. 2 bis 5. 

ddd) Die Nr. 7 wird Nr. 6 und wird wie folgt gefasst: 
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„6. auf Grünlandflächen innerhalb der Wiesenbrüterkulisse im Zeit-
raum vom 15. März bis zum ersten Schnitt Gelege zerstörende Be-
wirtschaftungsmaßnahmen vorzunehmen und“. 

eee) Nr. 8 wird Nr. 7. 

bb) Die Sätze 2 und 3 werden aufgehoben. 

cc) Satz 4 wird Satz 2 und die Angabe „Satz 1 Nr. 6“ wird durch die Angabe 
„Satz 1 Nr. 5“ ersetzt.  

dd) Folgender Satz 3 wird angefügt: 

„3Die höheren Naturschutzbehörden legen auf Grundlage von geeigneten 
Nachweisen der relevanten Wiesenbrüterarten Uferschnepfe, Rotschenkel, 
Brachvogel, Bekassine, Kiebitz, Wachtelkönig, Wiesenpieper, Braunkehl-
chen und Grauammer, Grünlandflächen als Wiesenbrüterkulisse durch 
Rechtsverordnung fest, wenn gesicherte Artnachweise für Brut- oder Re-
vierpaare vorliegen oder wenn die Grünlandflächen über ein hohes Wieder-
besiedlungspotenzial verfügen.“ 

d) Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird aufgehoben. 

bb) Satz 2 wird Satz 1 und die Angabe „des Abs. 4 Nrn. 2 bis 4“ wird durch die 
Angabe „des Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 bis 3“ ersetzt. 

cc) Satz 3 wird Satz 2 und die Angabe „des Abs. 4 Nr. 8“ wird durch die Angabe 
„des Abs. 4 Satz 1 Nr. 7“ ersetzt.  

e) Abs. 6 wird aufgehoben. 

f) Abs. 7 wird Abs. 6 und die Angabe „des Abs. 4 Satz 1 Nr. 4 und 7“ wird durch 
die Angabe „des Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 und 6“ ersetzt.  

2. Nach Art. 3 werden die folgenden Art. 3a und 3b eingefügt: 

„Art. 3a 

Moorschutz 
1Für Maßnahmen zur Wiederherstellung und Wiedervernässung entwässerter 

Feuchtgebiete und Moore im Sinne des § 11 der GAPKondV in Verbindung mit § 9 
BayGAPV, insbesondere zur Umsetzung der Verordnung (EU) 2024/1991, sollen 
vorrangig vertragliche Vereinbarungen, Maßnahmen der ländlichen Entwicklung, 
Förderprogramme und Klimazertifikate genutzt werden. 2Dem Freistaat Bayern 
kommt bei der Bewirtschaftung seiner Feuchtgebiete und Moore auch im Hinblick 
auf die Ziele des Naturschutzes eine Vorbildfunktion zu. 3Art. 3 Abs. 3 Satz 2 des 
Bayerischen Klimaschutzgesetzes (BayKlimaG) gilt entsprechend. 

Art. 3b 

Nutzung vorhandener naturschutzfachlicher Daten 

(zu § 6 BNatSchG) 
1Die Naturschutzbehörden übermitteln dem Landesamt für Umwelt die im Rah-

men einer artenschutzrechtlichen Prüfung oder einer Umweltprüfung selbst oder 
durch Dritte ab dem …[einzusetzen: Tag des Inkrafttretens nach § 6 dieses Ge-
setzes] erhobenen Daten zu Tieren und Pflanzen, wenn diese bei ihr in einem ma-
schinenlesbaren Tabellen- oder Geodatenformat vorhanden sind oder für sie bereit-
gehalten werden. 2Die Übermittlung soll innerhalb von drei Monaten nach Erhebung 
oder Eingang der Daten erfolgen. 3Vor dem …[einzusetzen: Tag des Inkrafttre-
tens nach § 6 dieses Gesetzes] erhobene Daten zu Tieren und Pflanzen können 
an das Landesamt für Umwelt in einem maschinenlesbaren Tabellen- oder Geoda-
tenformat übermittelt werden. 4Soweit bei einem Verfahren keine Beteiligung der 
Naturschutzbehörden vorgesehen ist, gelten die Sätze 1 bis 3 für die Genehmi-
gungsbehörden und öffentlichen Planungsträger. 5Das Landesamt für Umwelt führt 
die Daten zum Zwecke der Beobachtung von Natur und Landschaft nach § 6 
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BNatSchG, der Beurteilung von artenschutzrechtlichen Verboten und zur koopera-
tiven Umsetzung natur- und artenschutzfachlicher Ziele zusammen.“ 

3. In Art. 6 Abs. 4 Satz 3 wird die Angabe „Waldgesetz für Bayern“ durch die Angabe 
„Bayerischen Waldgesetz“ ersetzt. 

4. Art. 7 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Art. 7 

Ausgleichsmaßnahmen, Ersatzmaßnahmen, Ersatzzahlungen 

(Art. 7 Satz 2 abweichend von § 15 Abs. 2 Satz 3 BNatSchG)“. 

b) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„2Eine Ersatzmaßnahme gilt auch dann als im betroffenen Naturraum gelegen, 
wenn sie auf dem Gebiet der von dem Eingriff betroffenen Gemeinde oder in 
dem nächstgelegenen benachbarten Naturraum dritter Ordnung durchgeführt 
wird.“ 

c) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die Sätze 3 und 4. 

5. Art. 10 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe „des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(BayVwVfG)“ durch die Angabe „BayVwVfG“ ersetzt. 

b) Folgender Satz 4 wird angefügt: 

„4Bei der Ermittlung der Fläche im Sinne des Satzes 1 oder des Satzes 2 sind 
einzelne Flächen zusammenzurechnen, wenn sie in einem engen Zusammen-
hang gemäß § 10 Abs. 4 Satz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG) stehen.“ 

6. Art. 11a wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Die Sätze 3 und 4 werden die Sätze 2 und 3. 

c) Folgender Satz 4 wird angefügt: 

„4Besondere Vorschriften für die Neuerrichtung von Beleuchtungen an Straßen 
und Wegen sowie von beleuchteten oder lichtemittierenden Werbeanlagen in 
Naturschutzgebieten, Nationalparken und den Kern- und Pflegezonen von Bio-
sphärenreservaten bleiben unberührt.“ 

7. Art. 15 Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. überwiegend als Landschaftsschutzgebiete, Naturschutzgebiete oder als Na-
tura 2 000-Gebiete festgesetzt sind,“. 

8. In Art. 16 Abs. 1 Satz 2 Satzteil vor Nr. 1 wird die Angabe „Das Verbot nach Satz 1 
Nr. 1 gilt nicht für“ durch die Angabe „Die Verbote nach Satz 1 Nr. 1 und 5 gelten 
nicht für“ ersetzt. 

9. Art. 19 Abs. 3 wird aufgehoben. 

10. In Art. 20 Abs. 1 Satz 2 wird nach der Angabe „im Einvernehmen mit den Staatsmi-
nisterien für Wohnen, Bau und Verkehr“ die Angabe „ , für Wirtschaft, Landesent-
wicklung und Energie“ eingefügt.  

11. Dem Art. 22 wird folgender Abs. 6 angefügt: 

„(6) 1Zuständig für die Erstellung und Fortschreibung der Bewirtschaftungspläne 
im Sinne des § 32 Abs. 5 BNatSchG ist 

1. die untere Forstbehörde im Benehmen mit der höheren Naturschutzbehörde, 
wenn das Natura 2 000-Gebiet ausschließlich aus Wald und gleichgestellten 
Flächen im Sinne des Art. 2 BayWaldG oder aus Waldlebensraumtypen, die 
kein Wald gemäß Art. 2 BayWaldG sind, besteht, 
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2. die untere Forstbehörde im Einvernehmen mit der höheren Naturschutzbe-
hörde, wenn das Natura 2 000-Gebiet überwiegend aus Wald und gleichgestell-
ten Flächen oder aus Waldlebensraumtypen nach Nr. 1 besteht, 

3. die höhere Naturschutzbehörde im Einvernehmen mit der unteren Forstbe-
hörde, wenn das Natura 2 000-Gebiet zur Hälfte oder weniger aus Wald und 
gleichgestellten Flächen oder aus Waldlebensraumtypen nach Nr. 1 besteht, 

4. im Übrigen die höhere Naturschutzbehörde. 
2Für die Durchführung der Bewirtschaftungspläne sind auf den dort festgelegten 
Flächen mit Wald- oder Waldlebensraumtypen die unteren Forstbehörden und auf 
den übrigen Flächen einschließlich im Wald liegender Offenlandlebensraumtypen 
die unteren Naturschutzbehörden zuständig. 3Sind keine Flächen mit Wald- oder 
Waldlebensraumtypen festgelegt, ist die untere Naturschutzbehörde zuständig, an-
sonsten ergeht die Entscheidung nach Satz 2 im gegenseitigen Benehmen. 4Die 
höhere Naturschutzbehörde und die untere Forstbehörde können im Einzelfall eine 
von Satz 1, die untere Naturschutzbehörde und die untere Forstbehörde im Einzel-
fall eine von Satz 2 abweichende Aufgabenverteilung vereinbaren.“ 

12. Art. 23 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 4 Satz 1 wird nach der Angabe „zur Unterhaltung der Gewässer“ die 
Angabe „sowie Maßnahmen der staatlichen Bauämter auf Grund der öffentlich-
rechtlichen Verpflichtung zur Unterhaltung der Straßen“ eingefügt. 

b) In Abs. 5 wird die Angabe „(Wiesenbrütergebiete)“ gestrichen. 

c) In Abs. 6 Satz 1 wird die Angabe „(UVPG)“ gestrichen. 

13. Art. 24 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe „§11 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 2a und 3 Buchst. d“ durch die 
Angabe „§ 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und 8 Buchst. d“ ersetzt. 

b) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„3Die Zoogenehmigung wird zusammen mit der tierschutzrechtlichen Erlaubnis 
durch eine nach anderen Vorschriften außerhalb des Naturschutzrechts erfor-
derliche behördliche Gestattung ersetzt.“ 

c) Folgender Satz 4 wird angefügt: 

„4Die behördliche Gestattung darf nur erteilt werden, wenn die für die Genehmi-
gung und die Erlaubnis erforderlichen Voraussetzungen vorliegen und die hier-
für zuständigen Stellen ihr Einvernehmen erklärt haben.“ 

14. Art. 27 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„1Das Betretungsrecht umfasst auch die Befugnisse nach den Art. 28 und 29 sowie 
das Verweilen an einfachen Einrichtungen, insbesondere auf Sitzgelegenheiten und 
an Informationstafeln.“ 

15. In Art. 30 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „(einschließlich Sonderkulturen)“ durch die 
Angabe „einschließlich Sonderkulturen“ ersetzt. 

16. Art. 38 Abs. 1 Satz 4 wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe „Art. 26 bis 28 Abs. 2, 3 Satz 3 und Abs. 4“ wird durch die Angabe 
„Art. 26 bis 28 Abs. 1 bis 4, 5 Satz 3 und Abs. 6“ ersetzt. 

b) Nach der Angabe „Polizeiaufgabengesetzes“ wird die Angabe „(PAG)“ einge-
fügt. 

17. Dem Art. 43 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

„(4) 1Die ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bilden den Bayeri-
schen Naturschutzdienst. 2Für die ehrenamtliche Tätigkeit im Bayerischen Natur-
schutzdienst gelten die Art. 81 bis 86 BayVwVfG entsprechend.“ 

18. Art. 44 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 
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„Art. 44 

Zuständigkeiten, Aufgaben und Befugnisse, Ersetzung“. 

b) Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) 1Zuständig für die Beobachtung von Natur und Landschaft nach § 6 
BNatSchG sind die Naturschutzbehörden und das Landesamt für Umwelt. 2Die 
oberste Naturschutzbehörde wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Staats-
ministerium, dessen Geschäftsbereich berührt wird, die Zuständigkeiten abwei-
chend von Satz 1 durch Rechtsverordnung zu bestimmen; die in der Rechtsver-
ordnung ermächtigten Staatsministerien können ihre Zuständigkeit durch 
Rechtsverordnung auf nachgeordnete Behörden übertragen.“ 

c) Nach Abs. 3 wird folgender Abs. 4 eingefügt: 

„(4) Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden über-
wachen die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes und der auf Grund die-
ses Gesetzes erlassenen Vorschriften im Rahmen ihrer Zuständigkeit und tref-
fen nach pflichtgemäßem Ermessen die im Einzelfall erforderlichen Maßnah-
men, um deren Einhaltung sicherzustellen, soweit nichts anderes bestimmt ist.“ 

d) Die bisherigen Abs. 4 und 5 werden die Abs. 5 und 6. 

19. Dem Art. 49 wird folgender Abs. 6 angefügt: 

„(6) Die Nationalparkwacht des Nationalparks Bayerischer Wald, der National-
parkdienst des Nationalparks Berchtesgaden und vergleichbare Rangerdienste 
staatlicher Schutzgebietsverwaltungen haben die Aufgaben und Befugnisse der Na-
turschutzwacht.“ 

20. Art. 50 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 3 wird folgender Satz 4 eingefügt: 

„4Bei der Stiftung sind ausschließlich Beamtinnen und Beamte sowie Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer des Freistaats Bayern beschäftigt, die der Stiftung 
durch das Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz zur Dienstleis-
tung zugewiesen werden.“ 

b) Der bisherige Satz 4 wird Satz 5. 

21. In Art. 56 Satz 2 wird die Angabe „des Art. 3 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1,“ gestrichen. 

22. In Art. 57 Abs. 1 Nr. 5 wird die Angabe „Nrn. 1 bis 5“ durch die Angabe „Satz 1 Nr. 
1 bis 7“ ersetzt. 

§ 2 

Änderung des Bayerischen Wassergesetzes 

Das Bayerische Wassergesetz (BayWG) vom 25. Februar 2010 (GVBl. S. 66, 130, 
BayRS 753-1-U), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. 
S. 667) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

Nach Art. 42 wird folgender Art. 42a eingefügt: 

„Art. 42a 

Moorwiedervernässung 

(zu § 67 Abs. 2 WHG) 
1Maßnahmen zur Wiedervernässung von entwässerten Moor- oder Anmoorflächen 

stehen dem Gewässerausbau gleich. 2Dies gilt nicht, wenn sich die Maßnahme aus-
schließlich auf erlaubnisfreie Gewässerbenutzungen oder die Rückgängigmachung von 
erlaubnisfreien Gewässerbenutzungen beschränkt.“ 



 

8 

 

§ 3 

Änderung der Bayerischen Kompensationsverordnung 

Die Bayerische Kompensationsverordnung (BayKompV) vom 7. August 2013 
(GVBl. S. 517, BayRS 791-1-4-U), die durch § 2 des Gesetzes vom 23. Juni 2021 (GVBl. 
S. 352) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 7 Abs. 5 Satz 2 wird nach der Angabe „des Hochwasserschutzes“ die Angabe 
„und des Moorbodenschutzes“ eingefügt. 

2. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:  

„§ 15 

Bestätigung und Aufnahme in das Ökoflächenkataster“. 

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird nach der Angabe „schriftlich“ die Angabe „oder elektronisch“ 
eingefügt. 

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„2Die Eintragung in das Ökoflächenkataster soll innerhalb von drei Monaten 
nach Eingang der vollständigen Unterlagen im Sinne des Satz 1 erfolgen.“  

cc) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

3. § 19 Abs. 2 Satz 3 wird aufgehoben. 

§ 4 

Änderung der Verordnung zur Ausführung des  

Bayerischen Naturschutzgesetzes 

Die Verordnung zur Ausführung des Bayerischen Naturschutzgesetzes (AVBay-
NatSchG) vom 18. Juli 2000 (GVBl. S. 495, BayRS 791-1-13-U), die zuletzt durch Ver-
ordnung vom 15. Oktober 2024 (GVBl. S. 550) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert: 

1. § 1 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe „Art. 6 Abs. 4 des Bayerischen Naturschutzgesetzes (Bay-
NatSchG)“ wird durch die Angabe „BayNatSchG“ ersetzt. 

b) Die Angabe „BNatSchG“ wird durch die Angabe „des Bundesnaturschutzgeset-
zes (BNatSchG)“ ersetzt. 

2. In § 3 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „auf schriftlichen Antrag“ durch die Angabe 
„auf schriftlichen oder elektronischen Antrag“ ersetzt. 

3. Teil 2 wird aufgehoben. 

4. Teil 3 wird Teil 2. 

5. Die §§ 6 und 7 werden die §§ 5 und 6. 

6. Teil 4 wird Teil 3 und die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Teil 3 

Artenschutz und Beobachtung von Natur und Landschaft“. 

 

7. § 8 wird § 7 und wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 wird die Angabe „des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG)“ durch 
die Angabe „BNatSchG“ ersetzt. 

b) Nach Abs. 4 werden die folgenden Abs. 5 und 6 eingefügt: 
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„(5) 1Für die Beobachtung des Erhaltungszustands nach § 6 Abs. 3 Nr. 2 
BNatSchG für folgende Tier- und Pflanzenarten sowie Waldlebensraumtypen 
ist die Bayerische Landesanstalt für Wald und Forstwirtschaft zuständig: 

1. Waldlebensraumtypen: 

a) Hainsimsen-Buchenwälder (9110, Luzulo-Fagetum), 

b) Waldmeister-Buchenwälder (9130, Asperulo-Fagetum), 

c) Mitteleuropäischer subalpiner Buchenwald mit Ahorn und Rumex arif-
olius (9140), 

d) Mitteleuropäischer Orchideen-Kalk-Buchenwald (9150, Cephalan-
thero-Fagion), 

e) Subatlantischer oder mitteleuropäischer Stieleichenwald oder Eichen-
Hainbuchenwald (9160, Carpinion betuli), 

f) Labkraut-Eichen-Hainbuchenwald (9170, Galio-Carpinetum), 

g) Schlucht- und Hangmischwälder (9180*, Tilio-Acerion), 

h) Alte bodensaure Eichenwälder auf Sandebenen mit Quercus robur 
(9190), 

i) Moorwälder (91D0*), 

j) Auenwälder mit Alnus glutinosa und Fraxinus excelsior (91E0*;Alno-
Padion, Alnion incanae, Salicion albae), 

k) Hartholz-Auwälder mit Quercus robur, Ulmus laevis, Ulmus minor, 
Fraxinus excelsior oder Fraxinus angustifolia (91F0, Ulmenion mino-
ris), 

l) Mitteleuropäische Flechten-Kiefernwälder (91T0*), 

m) Kiefernwälder der sarmatischen Steppe (91U0), 

n) Montane bis alpine bodensaure Fichtenwälder (9410, Vaccionio-
Piceetea), 

o) Alpiner Lärchen- und/oder Arvenwald (9420), 

p) Hakenkiefernwälder (9430*), 

2. Tierarten des Anhangs II der FFH-RL:  

a) Bechsteinfledermaus (Myotis bechsteini), 

b) Kammolch (Triturus cristatus), 

c) Hochmoor-Laufkäfer (Carabus menetriesi ssp. pacholei), 

d) Gruben-Laufkäfer (Carabus variolosus nodulosus), 

e) Alpenbock (Rosalia alpina), 

f) Heldbock (Cerambyx cerdo), 

g) Hirschkäfer (Lucanus cervus), 

h) Scharlachkäfer (Cucujus cinnaberinus), 

i) Eremit (Osmoderma eremita), 

j) Eremit, Juchtenkäfer (Osmoderma barnabita), 

k) Gestreifter Bergwald-Bohrkäfer (Stephanopachys substriatus), 

l) Veilchenblauer Wurzelhalsschnellkäfer (Limoniscus violaceus), 

m) Spanische Flagge (Euplagia quadripunctaria), 

3. Pflanzenarten des Anhangs II der FFH-RL: 

a) Frauenschuh (Cypripedium calceolus), 

b) Gekieltes Zweizeilblattmoos (Distichophyllum carinatum), 

c) Grünes Besenmoos (Dicranum viride), 
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d) Grünes Koboldsmoos (Buxbaumia viridis), 

e) Kärntner Spatenmoos (Scapania carinthiaca), 

f) Prächtiger Dünnfarn (Trichomanes speciosum), 

g) Rudolphs Trompetenmoos (Tayloria rudolphiana), 

h) Rogers Kapuzenmoos (Orthotrichum rogeri), 

4. Tierarten des Anhangs IV der FFH-RL: 

a) Baumschläfer (Dryomis nitedula), 

b) Haselmaus (Muscardinus avellanarius), 

c) Kleiner Abendsegler (Nyctalus leisleri), 

d) Springfrosch (Rana dalmatina), 

e) Wildkatze (Felis silvestris), 

f) Nymphenfledermaus (Myotis alcathoe), 

5. Tierarten des Anhangs V der FFH-RL: 

a) Alpen-Schneehase (Lepus timidus), 

b) Alpensteinbock (Capra ibex), 

c) Baummarder (Martes martes), 

d) Gämse (Rupicapra rupicapra), 

e) Iltis (Mustela putorius), 

6. Pflanzenarten des Anhangs V der FFH-RL: 

Weißmoos (Leucobryum glaucum). 

(6) Für die Tierart Wolf (Canis lupus) liegt die Zuständigkeit für die Beobach-
tung von Natur und Landschaft nach § 6 BNatSchG beim Staatsministerium für 
Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie.“ 

b) Die bisherigen Abs. 5 und 6 werden die Abs. 7 und 8. 

7. Teil 5 wird Teil 4. 

8. Die §§ 9 und 10 werden die §§ 8 und 9. 

§ 5 

Änderung des Bayerischen Waldgesetzes 

Das Bayerische Waldgesetz (BayWaldG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Juli 2005 (GVBl. S. 313, BayRS 7902-1-L), das zuletzt durch § 35 des Gesetzes 
vom 26. März 2026 (GVBl. S. 75) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

In Art. 47 Satz 2 wird nach der Angabe „für“ die Angabe „Nationale Naturmonumente 
und“ eingefügt. 

§ 6 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am …[einzusetzen: Datum des Inkrafttretens] in Kraft. 
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Begründung: 

A) Allgemeiner Teil 

Das Gesetz umfasst eine Sammlung notwendiger Änderungen des Bayerischen Natur-
schutzgesetzes (BayNatSchG), des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG), der Bay-
erischen Kompensationsverordnung (BayKompV), der Verordnung zur Ausführung des 
Bayerischen Naturschutzgesetzes (AVBayNatSchG) und des Bayerischen Waldgeset-
zes (BayWaldG). 

Im Fokus stehen die Vereinfachung, Effektuierung und Entbürokratisierung in den durch 
das Volksbegehren eingeführten Regelungen zur Umwandlung von Dauergrünland und 
zum Walzen von Grünland. Vorhandene naturschutzfachliche Daten zu Tieren und 
Pflanzen aus artenschutzrechtlichen Prüfungen und Umweltprüfungen sollen für wei-
tere öffentliche Aufgaben digital nutzbar gemacht werden. Die Durchführung von Maß-
nahmen zur Wiedervernässung von Moorflächen wird im Sinne des Naturschutzes und 
des Klimaschutzes gestärkt. Genehmigungsverfahren werden durch den Verzicht auf 
Ausnahmeentscheidungen und die Erweiterung der Handlungsmöglichkeiten für Vorha-
benträger beschleunigt. Die Flächenkulisse für Naturparke wird erweitert. Der Bayeri-
sche Naturschutzdienst wird als übergreifende Bezeichnung für die ehrenamtlich Täti-
gen in der Naturschutzverwaltung verankert. Zuständigkeiten werden rechtssicher ge-
regelt. Weitere notwendige Anpassungen werden vorgenommen. 

B) Zwingende Notwendigkeit einer normativen Regelung 

Die notwendigen Änderungen an bestehenden Gesetzen bedürfen zwingend einer nor-
mativen Regelung. 

C) Besonderer Teil 

Zu § 1 (Änderung BayNatSchG) 

Zu Nr. 1 Buchst. a (Art. 3 Abs. 2) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

 

Zu Nr. 1 Buchst. b (Art. 3 Abs. 3) 

Das flächendeckende Verbot, Dauergrünland und Dauergrünlandbrachen umzuwan-
deln, wurde mit dem Volksbegehren „Artenvielfalt und Naturschönheit in Bayern – Ret-
tet die Bienen“ in das Bayerische Naturschutzgesetz eingefügt. Es konnte jedoch nicht 
verhindern, dass Flächen ausschließlich deswegen umgebrochen wurden, damit sie 
nicht zu Dauergrünland werden. Außerdem entstand durch die zusätzliche Regelung im 
Naturschutzrecht ein komplexes Regelungsgeflecht im Zusammenspiel mit den agrar-
förderrechtlichen Regelungen, das durch die Naturschutz- und die Landwirtschaftsver-
waltung nur mit großem Aufwand vollzogen werden konnte, ohne dass dies zu einem 
signifikanten Mehrwert für den Naturschutz führte. Die naturschutzfachlichen Vorteile 
der Bewahrung von Dauergrünland müssen insbesondere auf den sensiblen Standor-
ten gewahrt bleiben. Durch die in angepasster Form fortbestehende Regelung in Art. 3 
Abs. 3 ist dies sichergestellt, sodass die Aufgabe des flächendeckenden Umwand-
lungsverbots naturschutzfachlich vertretbar ist. Auch angesichts der aktuellen Entwick-
lungen im Agrarförderrecht zu den Standards für den guten landwirtschaftlichen und 
ökologischen Zustand von Flächen bzgl. der Erhaltung von Dauergrünland (GLÖZ 1) 
und des Vertragsverletzungsverfahrens der Europäischen Kommission gegen Deutsch-
land mit dem Ergebnis, dass Deutschland die Lebensraumtypen der Mähwiesen besser 
schützen muss (EuGH, Urt. v. 14.11.2024, Rs. C-47/23), ist es zwingend notwendig, 
dass der Schutz insbesondere durch Art. 3 Abs. 3 in der Fassung dieses Gesetzes und 
Art. 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 BayNatSchG für das naturschutzfachlich besonders wert-
volle Dauergrünland bewahrt wird. 
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Die Gesetzesänderung schließt an das Gesetz zur Änderung des Bayerischen Natur-
schutzgesetzes vom 23. Dezember 2022, GVBl. S. 723, an, mit dem das mit diesem 
Gesetz aufzuhebende Umwandlungsverbot des Art. 3 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 BayNatSchG 
an die förderrechtliche Regelung des § 6 GAPKondG für ab dem 1. Januar 2021 ent-
standenes Dauergrünland und Dauergrünlandbrachen angeglichen wurde. 

Aus Gründen der Rechtssicherheit erfolgt zunächst eine Klarstellung im Wortlaut, dass 
von der Regelung nur „Dauergrünland“ erfasst wird. Dies entspricht der bisherigen Ge-
setzesauslegung und Vollzugspraxis (vgl. hierzu auch LT-Drs. 15/3477, S. 20), sodass 
sich die von der Regelung erfassten Flächen nicht ändern. Unter „Dauergrünland“ ist 
Dauergrünland im Sinne von § 7 der GAP-Direktzahlungen-Verordnung (GAPDZV) zu 
verstehen. Darunter fallen auch Dauergrünlandbrachen. Der Verweis ist dynamisch 
ausgestaltet, um künftige Entwicklungen im Agrarförderrecht zu berücksichtigen. Bay-
ern schließt damit an Regelungen anderer Flächenländer an, in denen der Anwen-
dungsbereich von § 5 Abs. 2 Nr. 5 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) anhand ähn-
licher Kriterien eingegrenzt wird, beispielsweise in § 4 Nr. 2 Sächsisches Naturschutz-
gesetz (SächsNatSchG) oder in § 2a Niedersächsisches Naturschutzgesetz 
(NNAtSchG). 

Außerdem erfolgt eine redaktionelle Klarstellung, dass die Regelung nur „bei der land-
wirtschaftlichen Nutzung“ greift. Dieser verstärkte Bezug auf die landwirtschaftliche Nut-
zung wird bei der Berechnung der erosionsgefährdeten Hänge zum Anlass dafür ge-
nommen, dass diese zukünftig analog zum landwirtschaftlichen Förderrecht umgesetzt 
wird. 

Die Ermittlung der Erosionsgefährdung mittels RKSL-Karte zur Potentiellen Erosions-
gefährdung durch Wasser, wird durch die Einstufung der Erosionsgefährdung durch 
Wasser gemäß Konditionalitätsvorgaben abgelöst. Die Einstufungen liegen vor und 
müssen in der Regel nicht für die Einzelfläche berechnet werden. Das heißt, dass die 
unter die Konditionalität K-Wasser 1 und K-Wasser 2 fallenden Flächen zukünftig als 
erosionsgefährdete Hänge gewertet werden, um den Vollzug zu erleichtern und hier 
eine vollständige Angleichung an das landwirtschaftliche Förderrecht zu erreichen. Im 
Ergebnis gelten ähnlich viele Flächen als erosionsgefährdet wie bisher.  

Standorte mit hohem Grundwasserstand werden aus der Dauergrünlanderhaltungsre-
gel in Art. 3 Abs. 3 gestrichen, da diese Gebiete weitestgehend bereits durch die Kate-
gorien „Moorstandorte“ bzw. „Überschwemmungsgebiete“ abgedeckt sind. Diese Ände-
rung führt daher auch im Vergleich mit § 5 Abs. 2 Nr. 5 BNatSchG zu keiner natur-
schutzfachlichen Standardabsenkung. 

Feuchtgebiete und Moore im Sinne des Art. 3 Abs. 3 sowie im Sinne des Art. 3 Abs. 4 
Satz 1 Nr. 1 (bisher Nr. 2) sind solche im Sinne des § 11 der GAP-Konditionalitäten-
Verordnung (GAPKondV) in Verbindung mit § 9 der Verordnung zur Umsetzung der 
Gemeinsamen Agrarpolitik (BayGAPV) (Moorbodenkulisse GLÖZ 2). Damit wird ein 
Gleichlauf mit dem Agrarförderrecht erreicht, sodass das naturschutzrechtliche Gebot, 
Dauergrünland zu erhalten, für dieselben Standorte gilt, auf denen auch nach Förder-
recht Dauergrünland nicht umgewandelt werden darf. Entsprechendes gilt für das Ver-
bot, den Grundwasserstand abzusenken oder landwirtschaftliche Flächen zu entwäs-
sern. Diese Änderung führt im Vergleich mit § 5 Abs. 2 Nr. 5 BNatSchG somit ebenfalls 
zu keiner naturschutzfachlichen Standardabsenkung. 

Die Ausnahmen in Art. 3 Abs. 3 Satz 2 sind für den Gleichlauf mit dem Agrarförderrecht 
zum Stand des Inkrafttretens dieses Gesetzes erforderlich. Damit wird das höchstmög-
liche Maß an Flexibilität für die landwirtschaftliche Flächennutzung in Bayern im Ein-
klang mit dem Agrarförderrecht sichergestellt. Zwar werden sämtliche Dauergrünland-
flächen ab dem 1. Januar 2021, die nach der bislang geltenden Rechtslage unter dem 
Schutz von Art. 3 Abs. 3 und Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 BayNatSchG standen, von natur-
schutzrechtlichen Anforderungen für die landwirtschaftliche Bodennutzung freigestellt. 
Auch existiert eine ähnliche Stichtagsregelung im Bundesrecht und in den anderen Bun-
desländern bislang nicht. Der Gleichlauf mit dem Agrarförderrecht ist jedoch natur-
schutzfachlich vertretbar, da für die Sicherung der Lebensräume für bestimmte Tiere 
und Pflanzen und der Biodiversität die Sicherung der älteren Dauergrünlandstandorte 
wesentlich ist. 
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Art. 3 Abs. 3 Satz 2 legt in seiner Nr. 1 fest, dass im Gleichlauf mit § 6 Satz 1 GAP-
KondG Dauergrünland, das ab dem 1. Januar 2021 neu entstanden ist, vorbehaltlich 
anderer rechtlicher Regelungen genehmigungsfrei umgewandelt werden kann. 

In Nr. 2 wird geregelt, dass Dauergrünland, das im Rahmen öffentlicher Programme zur 
Bewirtschaftungsbeschränkung oder aufgrund der Einhaltung agrarförderrechtlicher 
Vorgaben entstanden ist, nicht der Dauergrünlanderhaltungsregelung unterliegt, soweit 
dieses innerhalb von fünfzehn Jahren nach Beendigung der vertraglichen Vereinbarung 
oder der Teilnahme am Förderprogramm wieder einer land-, forst- und fischereiwirt-
schaftlichen Bodennutzung zugeführt wird. Eine Wiederaufnahme der Ackernutzung ist 
daher unter diesen Voraussetzungen möglich. Die Regelung umfasst neben allen staat-
lichen Programmen (z.B. Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen wie das Bayerische Kul-
turlandschaftsprogramm (KULAP) und das Bayerische Vertragsnaturschutzprogramm 
(VNP), Öko-Regelungen der ersten Säule der EU-Agrarpolitik, Maßnahmen der Land-
schaftspflege- und Naturpark-Richtlinien (LNPR)) auch agrarförderrechtliche Vorgaben 
bezüglich der Fördermaßnahmen der ersten und zweiten Säule der EU-Agrarpolitik 
(zum Beispiel Konditionalität GLÖZ 8 – Bereitstellung von Ackerbrachen), deren Um-
setzung die Entstehung von Dauergrünland möglich machen.  

Diese Rückholklausel soll die Bereitschaft erhöhen, sich bei der landwirtschaftlichen 
Nutzung freiwillig an Programmen mit Bewirtschaftungsbeschränkungen zu beteiligen, 
ohne dass nach Auslaufen der Teilnahme der Druck entsteht, die Verbesserung des 
Zustands von Natur und Landschaft schnellstmöglich wieder zu beseitigen. Sie ent-
spricht der bisherigen Gesetzesauslegung und Vollzugspraxis. Laut der Gesetzesbe-
gründung für die bereits bislang geltende Regelung unterliegen Ackerflächen, die im 
Rahmen staatlicher Förderprogramme zeitlich befristet als Grünland genutzt werden, 
nicht der Grünlanderhaltungsregelung (vgl. LT-Drs. 15/3477, S. 20). Außerdem sind die 
Naturschutzbehörden derzeit bei Anträgen auf Befreiung von Art. 3 Abs. 3 betreffend 
solche Flächen angewiesen, diesen ohne Bereitstellung einer Ersatzfläche zu entspre-
chen. Die Vorschrift ist jedoch erforderlich, um den Landwirten die gewünschte Rechts-
sicherheit zu verschaffen. 

Aus der Dauergrünlanderhaltungsregelung ergibt sich trotz der Ausgestaltung als „Soll-
Vorschrift“ bereits bisher die konkrete und unmittelbare Verpflichtung, bei der landwirt-
schaftlichen Bodennutzung Dauergrünland zu erhalten (VG Augsburg, 
Urt. v. 18.09.2023, Az. Au 9 K 22.2195, Rn.  23 Bayern.Recht). Zur Förderung der 
Rechtsklarheit und Rechtssicherheit wird die bisherige Soll-Regelung umgestaltet. Es 
gilt künftig ein Erlaubnisvorbehalt, sofern nicht bereits eine agrarförderrechtliche Ge-
nehmigung der Ämter für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten notwendig ist (sub-
sidiäres naturschutzrechtliches Genehmigungsverfahren). Eine naturschutzrechtliche 
Erlaubnis ist nur notwendig für die Umwandlung von Dauergrünland auf den Flächen 
im Sinne von Satz 1, wenn das Dauergrünland vor dem 1. Januar 2021 entstanden ist, 
das Dauergrünland im Fall seiner Entstehung im Rahmen der Teilnahme an einem öf-
fentlichen Programm zur Bewirtschaftungsbeschränkung oder aufgrund der Einhaltung 
agrarförderrechtlicher Vorgaben erst nach Ablauf von fünfzehn Jahren nach Beendi-
gung der Teilnahme umgewandelt wird und wenn keine agrarförderrechtliche Geneh-
migung der Ämter für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten für die Umwandlung not-
wendig ist. 

Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof hat offengelassen, ob die bislang geltende Soll-
Regelung in Art. 3 Abs. 3 Satz 1 BayNatSchG eine Ausnahmemöglichkeit beinhaltet 
(BayVGH, Urt v. 23.07.2020, Az. 14 B 18.1472 Rn. 19). Der neue Erlaubnisvorbehalt 
gibt den betroffenen Landwirten die Rechtssicherheit, die Umwandlung vornehmen zu 
dürfen, sofern die Beeinträchtigungen ausgeglichen werden. Weitergehende boden-
schutz-, naturschutz- und wasserrechtliche Bestimmungen, beispielsweise des gesetz-
lichen Biotopschutzes, von Natura 2000-Gebieten oder des Artenschutzes, bleiben un-
berührt. Nach anderen naturschutzrechtlichen Vorschriften gleichzeitig erforderliche be-
hördliche Gestattungen werden ersetzt, soweit dies gesetzlich vorgesehen ist und die 
dort genannten Voraussetzungen vorliegen, z.B. beim gesetzlichen Biotopschutz nach 
Art. 23 Abs. 3 Satz 2 BayNatSchG.  
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Mit dem subsidiären naturschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren erhalten die Na-
turschutzbehörden Kenntnis von Umwandlungsmaßnahmen in den sensiblen Berei-
chen des älteren Dauergrünlands, sodass sie gegebenenfalls präventiv agieren kön-
nen. Dies ist für die Erhaltung des naturschutzfachlich besonders wertvollen Dauergrün-
lands, das insbesondere durch Art. 3 Abs. 3 in der Fassung dieses Gesetzes und 
Art. 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 BayNatSchG unter Schutz gestellt bleibt, und zur Wahrung 
des naturschutzfachlichen Niveaus – auch mit Blick auf das Volksbegehren und das 
Vertragsverletzungsverfahren zur Erhaltung der Mähwiesen – zwingend notwendig. Ein 
nachträglicher Ausgleich bzw. die Wiederherstellung von rechtswidrig umgewandelten 
Flächen kann den naturschutzfachlichen Schaden nur ansatzweise wiedergutmachen.  

In Bezug auf die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung gemäß §§ 13 ff. BNatSchG 
kann in der Regel davon ausgegangen werden, dass die Umwandlung von Grünland, 
das bei der Umwandlung nicht den Ausgleichverpflichtungen nach Satz 1 unterliegt, in 
der Regel keinen Eingriff in Natur und Landschaft im Sinne des § 14 Abs. 1 BNatSchG 
darstellt, wenn keine besonderen Umstände aus naturschutzfachlicher Sicht vorliegen. 
Den Regelfall stellen vor allem zur Umwandlung vorgesehene Vielschnittwiesen dar. 
Besondere Umstände können beispielsweise vorliegen, wenn die zur Umwandlung vor-
gesehene Grünlandfläche innerhalb von Schutzgebieten, insbesondere Naturschutzge-
bieten, Nationalparks und geschützten Landschaftsbestandteilen, oder in den Wiesen-
brütergebieten liegt, sie als Ausgleichs- oder Ersatzfläche nach § 15 Abs. 2 BNatSchG 
dient oder sie gesetzlich geschützt nach § 30 Abs. 2 BNatSchG i.V.m. Art. 23 Abs. 1 
BayNatSchG ist. Diese Vermutung wird in Satz 4 geregelt. Sie kann nur durch konkrete 
Tatsachen widerlegt werden. Allgemein ist eine Genehmigung für die Durchführung von 
Eingriffen in Bayern gemäß Art. 6 Abs. 2 BayNatSchG abweichend von § 17 Abs. 3 
BNatSchG nicht erforderlich. 

Satz 5 stellt keine Verpflichtung für den einzelnen landwirtschaftlichen Betrieb auf, son-
dern stellt eine behörden- und ermessenleitende Vorschrift dar. Sie stützt die besondere 
Bedeutung des kooperativen Naturschutzes. 

Zu Nr. 1 Buchst. b Unterbuchst. aa (Art. 3 Abs. 4): 

Das fachrechtliche Verbot, Dauergrünland und Dauergrünlandbrachen umzuwandeln, 
wird in Abs. 4 Satz 1 aufgehoben (bisher Nr. 1).  

 

Die Änderung in der neuen Nr. 1 (bisher Nr. 2) ersetzt den Begriff der Moore und An-
moorstandorte ebenfalls durch die agrarförderrechtliche Definition der Feuchtgebiete 
und Moore im Sinne des § 11 der GAP-Konditionalitäten-Verordnung in Verbindung mit 
§ 9 BayGAPV und stellt so einen Gleichlauf her, der den Vollzug erleichtert. 

Die Änderungen in der neuen Nr. 6 (bisher Nr. 7) betreffen das Verbot des Walzens von 
Dauergrünlandflächen nach dem 15. März. Das Verbot wurde mit dem Volksbegehren 
„Artenvielfalt und Naturschönheit in Bayern – Rettet die Bienen“ in das Bayerische Na-
turschutzgesetz eingefügt. Die bisherigen Regelungen in Art. 3 Abs. 4 Satz 1 Nr. 7 und 
Art. 3 Abs. 6 BayNatSchG sowie in § 5 AVBayNatSchG zielen auf den präventiven 
Schutz von Wiesenbrütern vor potentiell Gelege zerstörenden Bewirtschaftungsweisen 
ab. Auch für den landwirtschaftlichen Berufsstand ist es von großer Bedeutung, dass 
der Feldvogelschutz effektive Wirkung entfaltet, da der Feldvogelindex als GAP Impact 
Indikator zur Eindämmung und Umkehrung des Verlusts an biologischer Vielfalt, Ver-
besserung von Ökosystemleistungen und Erhaltung von Lebensräumen und Land-
schaften dient. 

Vor diesem Hintergrund bleibt das bisherige Verbot jedoch hinter den verfolgten Zielen 
zurück und verursacht übermäßige Bürokratie. Das bisherige Verbot des Art. 3 Abs. 4 
Satz 1 Nr. 7 BayNatSchG erfasst in seinem Wortlaut als Bewirtschaftungsmaßnahme 
lediglich das Walzen und keine weiteren potentiell Gelege zerstörenden Bewirtschaf-
tungsweisen wie insbesondere das Schleppen oder Striegeln von Grünlandflächen. Das 
bisherige Verwaltungsverfahren nach Art. 3 Abs. 6 BayNatSchG und § 5 AVBay-
NatSchG für eine Verschiebung des Termins auf einen Zeitpunkt nach dem 15. März 
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ist sehr aufwändig. Jährlich müssen wiederholt und zum Teil mehrfach mehrere Behör-
den (Regierungen, Landesanstalt für Landwirtschaft, Landesanstalt für Umwelt, Deut-
scher Wetterdienst, Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz, Staatsminis-
terium für Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus) beteiligt werden und in 
gegenseitiger Abstimmung Allgemeinverfügungen erlassen. In der Rückschau zeigt 
sich, dass innerhalb der Wiesenbrütergebiete nie, außerhalb immer eine Verschiebung 
des Termins für den Beginn des Walzverbots erfolgt ist. 

Daher ist eine Neufassung der Regelungen zum Walzverbot notwendig, um den prä-
ventiven Wiesenbrüterschutz zielgenauer und effizienter auszugestalten und zugleich 
Bürokratie abzubauen. 

Die Neufassung von Art. 3 Abs. 4 Satz 1 Nr. 6 (bisher Nr. 7) BayNatSchG beschränkt 
die bisher für sämtliches landwirtschaftlich genutztes Grünland in Bayern geltenden 
Vorgaben auf den notwendigen Teil des landwirtschaftlich genutzten Grünlands inner-
halb der Wiesenbrüterkulisse. Durch die Fokussierung der Regelungen auf die Wiesen-
brüterkulisse (Stand 2024: 84.795 ha, davon ca. 57% Grünland) werden die Regelun-
gen für über 96 % des Grünlands aufgehoben.  

Die Erweiterung des Wortlauts des Verbots auf alle Gelege zerstörende Bewirtschaf-
tungsmaßnahmen, insbesondere das Walzen, Striegeln und Abschleppen, ist für einen 
effizienten Gelegeschutz notwendig. 

Bei den Änderungen der Nummerierung handelt sich um redaktionelle Folgeänderun-
gen. 

Zu Nr. 1 Buchst. b Unterbuchst. bb (Art. 3 Abs. 4) 

Die fachrechtliche Definition von Dauergrünland in den bisherigen Sätzen 2 und 3 wird 
aufgehoben. Die Aufhebung der Vorschrift ist eine Folge der Aufhebung des fachrecht-
lichen Dauergrünlandumwandlungsverbots.  

Zu Nr. 1 Buchst. b Unterbuchst. cc (Art. 3 Abs. 4) 

Bei den Änderungen im neuen Satz 2 (bisher Satz 4) handelt es sich um redaktionelle 
Folgeänderungen. 

Zu Nr. 1 Buchst. b Unterbuchst. dd (Art. 3 Abs. 4) 

Den höheren Naturschutzbehörden wird die Aufgabe übertragen, die Wiesenbrüterku-
lisse für den Vollzug des Verbots, bis zum ersten Schnitt Gelege zerstörende Bewirt-
schaftungsmaßnahmen vorzunehmen, rechtssicher festzulegen. Bei der bislang regel-
mäßig erfolgten Verschiebung des Beginns des Walzverbots durch die Regierungen 
wurde bereits die bestehende und in der landwirtschaftlichen Praxis als Förderkulisse 
bekannte Wiesenbrüterkulisse des Landesamts für Umwelt herangezogen. Aufgrund 
der geänderten rechtlichen Konstruktion des Verbots ist die Wiesenbrüterkulisse nun-
mehr mittels Rechtsverordnung festzulegen. Dadurch wird keine neue Schutzge-
bietskategorie geschaffen; vielmehr dient die gesetzliche Festlegung ausschließlich 
dem rechtssicheren Vollzug des Verbots aus Art. 3 Abs. 4 Satz 1 Nr. 6 BayNatSchG. 

Die Wiesenbrüterkulisse sollen die höheren Naturschutzbehörden anhand der Kriterien 
des Landesamts für Umwelt zur Erstellung der Wiesenbrüterkulisse 2024 festzulegen. 
Die Ausweisung der Wiesenbrütergebiete ist zu aktualisieren, wenn eine neue Wiesen-
brüterkulisse durch das Landesamt für Umwelt vorliegt. 

Die Wiesenbrüterkulisse wird für Gebiete ausgewiesen, in denen ein Anteil an Dauer-
grünland von mindestens 25 % vorhanden ist. Nur in fachlich begründeten Ausnahme-
fällen sind Gebiete mit einem geringeren Grünlandanteil zulässig. Die Wiesenbrüterku-
lisse basiert vorrangig auf aktuellen Nachweisen der relevanten Wiesenbrüterarten, die 
in den landesweiten Kartierungen 2014/15 und 2021 erhoben wurden. Zu den Wiesen-
brüterarten gehören Uferschnepfe, Brachvogel, Rotschenkel, Bekassine, Kiebitz, 
Wachtelkönig, Braunkehlchen, Wiesenpieper und Grauammer. 
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Gebiete werden zum einen ausgewiesen, wenn gesicherte Artnachweise für Brut- oder 
Revierpaare vorliegen. Grundlage hierfür sind die landesweiten Wiesenbrüterkartierun-
gen von 2014/2015 und 2021 oder rückgemeldete Daten der Naturschutzbehörden ab 
2014, in denen Angaben zu Brutzeitcodes (mindestens B- oder C-Nachweis, d.h. wahr-
scheinliches oder sicheres Brüten) und Jahresangaben hinterlegt sind. Für den Kiebitz 
sind mindestens drei Nachweise erforderlich (Kleinkolonie). Für alle anderen Arten ge-
nügt ein Nachweis pro Fläche, sofern dies naturschutzfachlich und strategisch sinnvoll 
ist. 

Zum anderen können auch Flächen aus der vorhergehenden Wiesenbrüterkulisse 2018 
aufgenommen werden, wenn sie über ein hohes Wiederbesiedlungspotenzial verfügen. 
Das Besiedlungspotenzial kann durch gezielte Fördermaßnahmen (z. B. eine hohe An-
zahl von VNP-Maßnahmenvereinbarungen oder regelmäßige, gezielte LNPR-Maßnah-
men zugunsten der Offenlandarten) auf den betroffenen Flächen begründet sein. Eine 
räumlich günstige Lage ehemaliger Wiesenbrüterkulisse-Flächen im Sinne eines Ver-
bunds oder eine Erweiterung bestehender Wiesenbrüterkulisse-Flächen durch günstige 
Flächen rechtfertigen ebenfalls eine Aufnahme. Die jeweilige Entscheidungsgrundlage 
in der Attributtabelle der Shapes zur Wiesenbrüterkulisse 2024 und in den Erläuterun-
gen zur Attributtabelle nachvollziehbar dokumentiert. 

Zu Nr. 1 Buchst. c (Art. 3 Abs. 5) 

Die Aufhebung von Satz 1 ist eine Folgeänderung, die aus der Aufhebung des Art. 3 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 resultiert. Unter „Dauergrünland“ ist Dauergrünland im Sinne von § 
7 GAPDZV zu verstehen. Darunter fallen auch Dauergrünlandbrachen. 

Im Übrigen handelt es sich um redaktionelle Folgeänderungen. 

Zu Nr. 1 Buchst. d (Art. 3 Abs. 6) 

Durch die Neufassung von Art. 3 Abs. 4 Satz 1 Nr. 6 (bisher Nr. 7) und da in den letzten 
fünf Jahren innerhalb der Wiesenbrüterkulisse nie eine Verschiebung des Termins des 
Beginns des Walzverbots über den 15. März hinaus stattgefunden hat, ist die Verord-
nungsermächtigung betreffend den Termin für das Walzen von Grünland nicht mehr 
nötig und damit aufzuheben. 

Zu Nr. 1 Buchst. e (Art. 3 Abs. 7) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Nr. 2 (Art. 3a) 

Die Regelungen dienen unter anderem dem weit überwiegenden öffentlichen Interesse 
an Maßnahmen zum Klimaschutz durch Moorschutz und dem Ziel, gemeinsam mit den 
Landeigentümern und -nutzern 55 000 ha Moorfläche in Bayern bis 2040 wiederzu-
vernässen. Zudem enthält die Verordnung (EU) 2024/1991 in Art. 11 Abs. 4 eine weit-
reichende Verpflichtung der Mitgliedsstaaten zur Ergreifung von Maßnahmen zur Wie-
derherstellung entwässerter Moorböden.  

In Ergänzung zum Verbot des Art. 3 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 (bisher Nr. 2), Feuchtgebiete 
und Moore zu Entwässern, sollen Maßnahmen zur Wiedervernässung erleichtert wer-
den. Feuchtgebiete und Moore im Sinne des Abs. 3 sowie im Sinne des Art. 3 Abs. 4 S. 
1 Nr. 1 (bisher Nr. 2) sind solche im Sinne des § 11 GAPKondV in Verbindung mit § 9 
BayGAPV (Moorbodenkulisse GLÖZ 2). 

Für Maßnahmen zur Wiedervernässung von Feuchtgebieten und Mooren, insbeson-
dere zur Umsetzung der Verordnung (EU) 2024/1991, sollen nach Satz 1 vorrangig ver-
tragliche Vereinbarungen, Maßnahmen der ländlichen Entwicklung, Förderprogramme 
und Klimazertifikate genutzt werden. Unter Klimazertifikaten ist die Inwertsetzung der 
durch die Wiedervernässung eines Moores eingesparten Treibhausgas-Emissionen zu 
verstehen. Diese eingesparten Treibhausgas-Emissionen können von anderer Stelle 



 

17 

 

für den Ausgleich nicht vermiedener Emissionen erworben werden und somit eine lang-
fristige Einnahmequelle für Flächeneigentümer darstellen.  

Die Sätze 2 und 3 legen fest, dass dem Freistaat Bayern bei der Bewirtschaftung seiner 
Feuchtgebiete und Moore auch im Hinblick auf die Ziele des Naturschutzes eine Vor-
bildfunktion zukommt. Art. 3 Abs. 3 Satz 2 des Bayerischen Klimaschutzgesetzes 
(BayKlimaG) wird entsprechend für anwendbar erklärt. 

Zu Nr. 2 (Art. 3b) 

Die neue Regelung in Art. 3b hat zum Ziel, künftig möglichst innerhalb von drei Monaten 
nach deren Eingang die im Zuge von Vorhaben ohnehin gewonnenen Nachweisdaten 
für die Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben zur Beobachtung von Natur und Landschaft 
nach § 6 BNatSchG, der Beurteilung artenschutzrechtlicher Verbote, insbesondere in 
Genehmigungsverfahren (zum Beispiel im Rahmen des beschleunigten Ausbaus der 
erneuerbaren Energien [Umsetzung RED III]) und zur kooperativen Umsetzung natur- 
und artenschutzfachlicher Ziele nutzbar zu machen. Dadurch können ineffiziente Mehr-
facharbeiten vermieden und weitere Verfahren beschleunigt werden. Die gesetzliche 
Grundlage dient der Erfüllung der Aufgaben des Landesamts für Umwelt aus Art. 46 
BayNatSchG, die Grundlagen und Daten für die Beobachtung von Natur und Landschaft 
zusammenzuführen, das Arten- und Biotopschutzprogramm aufzustellen und nach Be-
darf fortzuentwickeln, den Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse über ausgestor-
bene oder gefährdete heimische Tier- und Pflanzenarten darzustellen sowie Biotope, 
Arten und Lebensräume zu erfassen und zu bewerten. 

Bei der Zulassung und Ausführung von Vorhaben sowohl privater als auch öffentlicher 
Vorhabenträger sind die Auswirkungen auf wild lebende Tiere und Pflanzen der beson-
ders geschützten Arten einer artenschutzrechtlichen Prüfung am Maßstab von § 44 
Abs. 1 BNatSchG zu unterziehen. Außerdem sind in Planungsverfahren wie zum Bei-
spiel der Bauleitplanung und Regionalplanung Umweltprüfungen hinsichtlich der Aus-
wirkungen auf Tiere und Pflanzen durchzuführen. Nach der höchstrichterlichen Recht-
sprechung des Europäischen Gerichtshofs, des Bundesverwaltungsgerichts und des 
Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs sind dafür die Auswertung bereits vorhandener 
Erkenntnisse aus Fachkreisen oder Literatur und häufig auch Bestandsaufnahmen in 
Form von Kartierungen vor Ort nach wissenschaftlich anerkannten Methoden erforder-
lich. Wenn keine hinreichenden Erkenntnisse vorhanden sind, werden Kartierungen von 
den Vorhabenträgern vorgenommen bzw. in Auftrag gegeben. 

Durch diese Kartierungen werden Nachweisdaten zu Tieren und Pflanzen, insbeson-
dere das Vorkommen von Arten, ggf. die Anzahl der nachgewiesenen Individuen, der 
Zeitpunkt der Erfassung und die örtliche Lage als Punkt- oder Flächenbezug in einem 
üblichen Koordinatenreferenzsystem, erzeugt. Diese Nachweisdaten werden im Rah-
men des jeweiligen Genehmigungsverfahrens in vorhabenbezogene Gutachten über-
setzt, die als Teil der Antragsunterlagen an die jeweils zuständige Behörde zur Durch-
führung der artenschutzrechtlichen Prüfung oder der Umweltprüfung übermittelt wer-
den. 

Wegen ungünstiger Dateiformate der Gutachten (in der Regel PDF) sind die den Gut-
achten zugrundeliegenden Nachweisdaten nur mit großem Aufwand, wenn überhaupt, 
über das Vorhaben hinaus verwertbar. Durch eine Übermittlung der Daten in einem 
maschinenlesbaren Tabellen- oder Geodatenformat (xlsx, csv, SQLite, shape, etc.) 
werden diese erst digital für die in Satz 3 genannten gesetzlichen Aufgaben nutzbar 
gemacht. Hierfür ist bayernweit zentralisierte und standardisierte Speicherung beim 
Landesamt für Umwelt gegenüber der Vorhaltung auf lokaler Ebene angemessen. Da 
die Daten ohnehin bereits auf lokaler Ebene verfügbar sind, führt die zentralisierte Spei-
cherung nur zu einer geringfügig weitergehenden Einschränkung personenbezogener 
Daten. 

Das Landesamt für Umwelt stellt für Massendaten zudem strukturierte, vereinfachte Im-
port-Tabellenformate zur Verfügung. Im Verwaltungsvollzug sollte darauf geachtet wer-
den, dass Nachweisdaten jeweils nur einmal übermittelt werden. Deshalb trifft die Ver-
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pflichtung zur Datenübermittlung primär die Naturschutzbehörden. Sind diese im Ver-
fahren nicht beteiligt, sind Genehmigungsbehörden und öffentliche Planungsträger zur 
Datenübermittlung verpflichtet. Altdaten aus Kartierungen vor Inkrafttreten dieses Ge-
setzes sind von der Verpflichtung ausgenommen. Sie können freiwillig an das Landes-
amt für Umwelt übermittelt werden. 

Nach den branchenüblichen Standards sind die Nachweisdaten zu Tieren und Pflanzen 
bei den mit den Erhebungen Beauftragten bzw. Kartierenden standardmäßig in einem 
maschinenlesbaren Tabellen- oder Geodatenformat mit den notwendigen Mindestinfor-
mationen vor-handen. Somit ergibt sich ein nur unwesentlicher Mehraufwand. Es ist mit 
einer Übermittlung von Daten in der Regel rund 15 Vorhaben pro Landkreis oder kreis-
freier Stadt pro Jahr zu rechnen, wobei sich die Vorhaben jährlich variierend auf die 
Naturschutz-behörden und sonstigen öffentlichen Planungsträger verteilen.  

Die Regelung setzt auf Karla.Natur, dem Erfassungsprogramm zur systematischen Mel-
dung von Tier- und Pflanzenarten innerhalb Bayerns, auf. Sie leistet damit einen Beitrag 
zur Digitalisierung der Verwaltung. Der Zweck der Datenerhebung ergibt sich aus 
Satz 1. Die Betroffenen sollen durch die zur Übermittlung Verpflichteten bei der Daten-
erhebung auf die Möglichkeit der Datenübermittlung nach Art. 3b hingewiesen werden. 
Die Abrufmöglichkeiten der beim Landesamt für Umwelt zusammengeführten Daten für 
andere Behörden und Dritte ergeben sich aus den jeweiligen gesetzlichen Aufgaben 
bzw. aus dem Bayerischen Umweltinformationsgesetz (BayUIG). Art. 3b erweitert die 
Abrufmöglichkeiten nicht. Rechtsvorschriften über die Geheimhaltung, über den Schutz 
personenbezogener Daten sowie über den Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheim-
nissen bleiben unberührt. Das Landessamt für Umwelt führt die Datenbank in techni-
scher Hinsicht. Für den Inhalt der Daten bleiben die übermittelnden Stellen verantwort-
lich. 

Aus der Vorschrift ergibt sich für die Träger von Vorhaben keine Verpflichtung zur Er-
hebung zusätzlicher Daten oder zur Anpassung der Aufnahmemethodik über die beste-
henden Anforderungen hinaus. Mittelfristig ergibt sich für große Vorhabensträger damit 
die Möglichkeit, die strukturiert dauerhaft vorliegenden Daten für eigene weitere Vorha-
ben erneut zu nutzen. 

Zu Nr. 3 (Art. 6) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Nr. 4 (Art. 7) 

Insbesondere in Nordbayern und im alpennahen Bereich sind die Naturräume in Bayern 
kleinräumig ausgeprägt. Dies schränkt die Möglichkeit zur Durchführung von Ersatz-
maßnahmen deutlich ein. Mit dem neuen Satz 2 werden abweichend von § 15 Abs. 2 
Satz 3 BNatSchG Ersatzmaßnahmen in einem weiteren Umgriff möglich. Damit werden 
auch die Möglichkeiten zur Verwendung von Ökokonten ausgeweitet, was dem Ziel ei-
ner flächenschonenden Kompensation dient. 

Die Verwendung des Begriffs „Naturraum“ orientiert sich an der Gliederung des Gebiets 
der Bundesrepublik Deutschland in 69 naturräumliche Haupteinheiten nach Ssymank 
1994 (Ssymank, Axel: Neue Anforderungen im europäischen Naturschutz. Das Schutz-
gebietssystem Natura 2000 und die FFH-Richtlinie der EU. Natur und Landschaft 69(9), 
S. 395 bis 406). Dies entspricht der langjährigen Verwaltungspraxis bei Festlegung der 
räumlichen Vorgaben für die Durchführung von Ersatzmaßnahmen in Bayern. 

Zu Nr. 5 Buchst. a (Art. 10) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. 



 

19 

 

Zu Nr. 5 Buchst. b (Art. 10) 

Die Änderung ist erforderlich, um die europäischen Vorgaben aus Anhang III der Richt-
linie 2011/92/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Pro-
jekten zur Kumulierung von Vorhaben vollständig umzusetzen. 

Zu Nr. 6 Buchst. a (Art. 11a) 

Der BayVerfGH hat mit Entscheidung vom 18. Oktober 2023 (Vf. 18-VIII-19, Vf. 19-VII-
19) klargestellt, dass Art. 11a Satz 2 aufgrund der kompetenzrechtlichen Sperrwirkung 
eines später erlassenen Bundesgesetzes (§ 54 Abs. 6b BNatSchG) nachträglich un-
wirksam geworden ist. Die Vorschrift muss deshalb aufgehoben werden. 

Zu Nr. 6 Buchst. b (Art. 11a) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Nr. 6 Buchst. c (Art. 11a) 

Die Vorschriften des Art. 11a Satz 2 und 3 BayNatSchG stellen für Naturschutzgebiete, 
Nationalparke sowie Kern- und Pflegezonen von Biosphärenreservaten keine „weiter-
gehende Schutzvorschrift“ des Landesrechts im Sinne des § 23 Abs. 4 Satz 3 
BNatSchG dar. Satz 4 dient der Klarstellung des Vorrangs der bundesrechtlichen Vor-
schriften zur Lichtverschmutzung in besonderen Schutzgebieten. 

Zu Nr. 7 (Art. 15) 

Natura 2000-Gebiete sind die Kerngebiete für den Naturschutz in Bayern. Sie sind in 
der Bayerischen Natura 2000-Verordnung (BayNat2000V) rechtsverbindlich festge-
setzt. Sie erfüllen ebenso wie die in der bisherigen Regelung genannten Landschafts-
schutzgebiete und Naturschutzgebiete hohe fachliche Anforderungen und tragen dazu 
bei, eine hohe landschaftliche Qualität des Naturparks zu sichern. 

Zu Nr. 8 (Art. 16) 

Die Legalausnahmen des Art. 16 Abs. 1 Satz 2 BayNatSchG sollen neben dem Verbot 
des Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 auch für das Verbot nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 gelten. Dies ist 
mit Blick auf die genannten Schutzgüter sachgerecht und erleichtert erforderliche Un-
terhaltungsmaßnahmen. Durch die Erweiterung der Ausnahme auf Nr. 5 ist es nun mög-
lich, auch an Alleen ohne zusätzliches Genehmigungserfordernis die notwendigen 
Maßnahmen zur Gewährleistung der Verkehrssicherheit durchzuführen. 

Zu Nr. 9 (Art. 19) 

Die Pflicht zur Erstellung eines Fachplans Moore ist obsolet, da die Verordnung (EU) 
2024/1991 vom 24. Juni 2024 in Art. 11 Abs. 4 bereits konkrete Vorgaben für die Rena-
turierung von Mooren macht, die im nationalen Wiederherstellungsplan abzuarbeiten 
sind. 

 

Zu Nr. 10 (Art. 20) 

Die auf der Grundlage des Art. 20 zu erlassende Rechtsverordnung bedarf auch des 
Einvernehmens des Staatsministeriums für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie, 
da auch Belange dieses Ressorts von der Ausweisung der Natura 2000-Gebiete berührt 
sind. 

Zu Nr. 11 (Art. 22) 
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Die Zuständigkeit für das Gebietsmanagement in Natura 2000-Gebieten wird entspre-
chend der bereits langjährig ausgeübten Praxis gesetzlich festgelegt. Die Neuregelung 
greift die Inhalte der bisherigen Vollzugsregelungen zum Gebietsmanagement in der 
Gemeinsamen Bekanntmachung „Schutz des Europäischen Netzes ‚Natura 2000‘“ der 
Bayerischen Staatsministerien für Landesentwicklung und Umweltfragen, des Innern, 
für Wirtschaft, Verkehr und Technologie, für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, für 
Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen vom 4. August 2000, Az. 62-8645.4-
2000/21 (AllMBl. S. 544) auf.  

Das Gebietsmanagement in Natura 2000-Gebieten umfasst die Erstellung und Fort-
schreibung der Managementpläne sowie die Durchführung und Überwachung der in 
den Managementplänen festgelegten Maßnahmen. Letztere leiten sich aus den Stan-
darddatenbögen der Gebiete und den gebietsbezogen konkretisierten Erhaltungszielen 
ab. Sie können einer fachlichen Priorisierung bzw. einem Zielabgleich unterliegen. Pri-
orisierungskriterien ergeben sich aus Standarddatenbögen, Bewertungen von Erhal-
tungszuständen auf den verschiedenen Bezugsebenen sowie aus übergeordneten Um-
setzungsprioritäten, wie etwa einer besonderen Verantwortung Bayerns für den Fortbe-
stand des betreffenden Schutzgutes in Deutschland. Für die Erstellung und Fortschrei-
bung der Managementpläne sind die höheren Naturschutzbehörden sowie die unteren 
Forstbehörden gemäß der gesetzlichen Regelung zuständig. Für die Durchführung und 
Überwachung der in den Managementplänen festgelegten Maßnahmen sind die unte-
ren Naturschutzbehörden und die unteren Forstbehörden zuständig gemäß der gesetz-
lichen Regelung zuständig. 

Satz 1 regelt die Zuständigkeiten bei der Erstellung und Fortschreibung der Manage-
mentpläne. Für Natura 2000-Gebiete, die ausschließlich aus Wald und gleichgestellten 
Flächen im Sinn des Art. 2 BayWaldG bestehen, ist die untere Forstbehörde im Beneh-
men mit der höheren Naturschutzbehörde zuständig. Bei gemischten Gebieten, die so-
wohl aus Waldflächen als auch aus Offenlandflächen bestehen, sind die Zuständigkei-
ten zwischen der unteren Forstbehörde und der höheren Naturschutzbehörde aufgeteilt 
und ist die Behörde federführend zuständig, die flächenmäßig überwiegend, d.h. mit 
einem Flächenanteil von mehr als 50 Prozent, betroffen ist. Sind die Flächenanteile 
gleich groß, ist die höhere Naturschutzbehörde zuständig. Die Behörde, die nicht feder-
führend zuständig ist, liefert im Rahmen des Einvernehmens einen Fachbeitrag für die 
sie betreffenden Flächen. Die federführend zuständige Behörde integriert diesen Fach-
beitrag in den Managementplan und stellt das Einvernehmen mit der jeweils anderen 
Behörde her. 

Satz 2 regelt den Vollzug der Managementpläne. In Natura 2000-Gebieten, die nach 
den Festlegungen des Managementplans keinen Waldanteil und keine Flächen mit 
Waldlebensraumtypen haben, ist ausschließlich die untere Naturschutzbehörde zustän-
dig. Für Natura 2000-Gebiete mit Waldanteil oder Waldlebensraumtypen besteht eine 
geteilte Zuständigkeit: Flächen, auf denen nach den Festlegungen des Management-
plans Wald  bzw. Waldlebensraumtypen vorkommen, liegen in der Zuständigkeit der 
unteren Forstbehörde, für die übrigen Flächen ist die untere Naturschutzbehörde zu-
ständig. Die Behörden stimmen sich im gegenseitigen Benehmen ab. 

 

Zu Nr. 12 Buchst. a (Art. 23) 

Im Sinne des Bürokratieabbaus wird für Maßnahmen der staatlichen Bauämter auf 
Grund der öffentlich-rechtlichen Verpflichtung zur Unterhaltung der Straßen auf eine 
behördliche Ausnahme- oder Befreiungsentscheidung vom Verbot des § 30 Abs. 2 
Satz 1 BNatSchG verzichtet. Gemäß Art. 23 Abs. 4 Satz 2 BayNatSchG dürfen die 
Maßnahmen nur unter den Voraussetzungen des Art. 23 Abs. 3 Satz 1 BayNatSchG 
oder des § 67 Abs. 1 BNatSchG durchgeführt werden. Die materiell-rechtlichen Anfor-
derungen an die Maßnahmen bleiben damit unberührt. 

Die Gesetzesänderung umfasst nur Maßnahmen der staatlichen Bauämter, die auf 
Grund der öffentlich-rechtlichen Verpflichtung zur Unterhaltung der Straßen durchge-
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führt werden. An den staatlichen Bauämtern ist mit den dortigen Sachgebieten Land-
schaftspflege ausreichendes Fachwissen vorhanden, um die Einhaltung der Vorausset-
zungen des Art. 23 Abs. 3 Satz 1 BayNatSchG oder des § 67 Abs. 1 BNatSchG sicher-
zustellen. Innerhalb der staatlichen Bauämter ist eine Begleitung der Maßnahmen durch 
das Sachgebiet Landschaftspflege sicherzustellen. 

Unterhaltungsmaßnahmen sind Maßnahmen am Straßenkörper im Sinne des Art. 2 des 
Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes (BayStrWG), die zur Erhaltung oder Wieder-
herstellung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs erforderlich sind. Die Verfah-
renserleichterung soll beispielsweise die Unterhaltung von Regenrückhaltebecken er-
leichtern, in denen sich teilweise Röhrichte bilden. Die durchgeführten Unterhaltungs-
maßnahmen mit Auswirkungen auf gesetzlich geschützte Biotope werden von den Stra-
ßenbauämtern intern dokumentiert. Sonstige naturschutzrechtliche Anforderungen an 
die Maßnahmen bleiben unberührt. 

Zu Nr. 12 Buchst. b (Art. 23) 

In Art. 23 Abs. 5 BayNatSchG wird der Klammerzusatz „(Wiesenbrütergebiete)“ gestri-
chen. Die Legaldefinition ist entbehrlich und ändert den Regelungsgehalt von Art. 23 
Abs. 5 BayNatSchG nicht. Art. 23 Abs. 5 BayNatSchG ist schon bislang nicht maßgeb-
lich für die Definition der in erster Linie als Förderkulisse genutzten Wiesenbrüterku-
lisse, die nunmehr nach Art. 3 Abs. 4 Satz 5 BayNatSchG durch die höheren Natur-
schutzbehörden ausgewiesen wird. 

Zu Nr. 12 Buchst. c (Art. 23) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Nr. 13 (Art. 24) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Nr. 14 (Art. 27) 

Die Regelung dient der Klarstellung, dass das Verweilen an einfachen Einrichtungen, 
insbesondere auf Sitzgelegenheiten und an Informationstafeln, vom Betretungsrecht für 
alle Teile der freien Natur umfasst ist. Zugleich dient sie der Umsetzung des Auftrags 
an Staat und Kommunen aus Art. 141 Abs. 3 Satz 3 der Bayerischen Verfassung, der 
Allgemeinheit den Zugang zur Natur zu erhalten und zu verschaffen. Eine entspre-
chende Regelung gilt seit 03.12.2025 in Baden-Württemberg durch § 44 Abs. 1 Satz 1 
Naturschutzgesetz. 

Die Klarstellung soll verhindern, dass Kommunen, Vereine und andere private Initiati-
ven aus Sorge vor übermäßigen Verkehrssicherungspflichten auf die Aufstellung von in 
der Bevölkerung beliebten Rastmöglichkeiten in der freien Natur verzichten oder diese 
gar abbauen. 

Gemäß § 60 BNatSchG erfolgt das Betreten der freien Landschaft auf eigene Gefahr. 
Deshalb besteht insbesondere keine Haftung für typische, sich aus der Natur erge-
bende Gefahren. Mit natürlichen Gefahren muss jedermann in der Natur stets rechnen. 
Durch die Betretungsbefugnis werden keine zusätzlichen Sorgfalts- oder Verkehrssi-
cherungspflichten begründet, § 60 S. 2 BNatSchG. Demgegenüber bestehen Verkehrs-
sicherungspflichten zur Abwehr atypischer, besonderer Gefahren, die in der freien Na-
tur nicht oder nicht rechtzeitig erkannt werden können und auf die der Erholungssu-
chende sich nicht einzurichten vermag, weil er mit ihnen nicht rechnen muss (BGH, 
Urt. v. 02.10.2012, Az. VI ZR 311/11). Mit Gefahren, die sich zwangsläufig aus der für 
die freie Landschaft typischen einfachen Bauweise, Witterungs- und Natureinflüssen 
sowie aus der natürlichen Umgebung (z.B. Astbruch umgebender Bäume) ergeben, hat 
der Erholungssuchende regelmäßig zu rechnen und ihn trifft die Pflicht selbst zu prüfen 
und zu entscheiden, ob er die Einrichtung benutzt (Kraft in: Lütkes/Ewer, 3. Aufl. 2025, 
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BNatSchG § 60 Rn. 15; Fischer-Hüftle in: Fischer-Hüftle/Egner/Meßerschmidt/Rade-
macher, Naturschutzrecht in Bayern, BayNatSchG Art. 27 Rn. 11, Stand März 2019). 
Zu den atypischen Gefahren zählen nicht offensichtlich erkennbare Mängel und Schä-
den auch an einfachen baulichen Einrichtungen, wenn beispielsweise ein ungeeigneter, 
absturzgefährdeter Standort, eine ungeeignete Verankerung oder ungeeignete Materi-
alien gewählt werden. 

Das Verweilen an den genannten künstlichen Einrichtungen wie Bänken, Rastplätzen 
oder Informationstafeln in der freien Natur bewirkt dieselben naturtypischen Gefahren, 
wie sie bei einem Verweilen ohne diese Einrichtungen bestehen würden, beispielsweise 
durch Astbruch, sowie etwaige Gefahren durch die Einrichtung selbst, soweit diese auf 
typische einfache Bauweise, Witterungs- und Natureinflüsse zurückzuführen sind. Nicht 
mehr unter dieses Verweilen fallen Einrichtungen, die auf einen dauerhaften Aufenthalt 
oder für größere Personengruppen ausgelegt sind. 

Zu Nr. 15 (Art. 30) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Nr. 16 (Art. 38 Abs. 1 Satz 4) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Nr. 17 (Art. 43 Abs. 4) 

Im Bayerischen Naturschutz sind zahlreiche ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter tätig, beispielsweise an den unteren Naturschutzbehörden in der Naturschutz-
wacht gemäß Art. 49 und als Biberberater, Wespen- und Hornissenberater sowie am 
Landesamt für Umwelt im Netzwerk Große Beutegreifer, als Wiesenbrüterberater und 
Fledermausberater. All diese Gruppierungen sollen unter dem gemeinsamen Begriff 
„Bayerischer Naturschutzdienst“ zusammengefasst werden, ohne an der Organisati-
onsstruktur und der Bezeichnung der Teilgruppierungen etwas zu ändern. Die neue 
gemeinsame Bezeichnung soll das Ehrenamt innerhalb der Naturschutzverwaltung 
stärken und sichtbarer machen, um so unter anderem die Öffentlichkeitsarbeit und die 
Nachwuchsgewinnung unter einer einheitlichen Bezeichnung zu ermöglichen. Satz 2 
stellt klar, dass Art. 81 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) 
auf die ehrenamtliche Tätigkeit im Naturschutz auch außerhalb von Verwaltungsverfah-
ren im Sinne des Art. 9 BayVwVfG anwendbar ist. Sie finden nach Art. 81 BayVwVfG 
keine Anwendung, soweit andere Regelungen bestehen, beispielsweise in der Natur-
schutzwachtverordnung (NatSchWV) und der Bekanntmachung des Bayerischen 
Staatsministeriums für Umwelt und Verbraucherschutz über die Bildung einer Natur-
schutzwacht vom 8. Juni 2020 (BayMBl. Nr. 395). Der Wahrnehmung von Aufgaben 
und Befugnissen des Bayerischen Naturschutzdienstes steht eine haupt- und neben-
amtliche Tätigkeit in der Naturschutzverwaltung nicht entgegen. Dies kann beispiels-
weise bei Mitgliedern der Bayerischen Naturschutzwacht der Fall sein. 

Zu Nr. 18 (Art. 44) 

Abs. 3 regelt die Zuständigkeit für die Beobachtung von Natur und Landschaft nach § 6 
BNatSchG. Die oberste Naturschutzbehörde wird ermächtigt, die Zuständigkeiten für § 
6 BNatSchG im Einvernehmen mit dem Staatsministerium, dessen Geschäftsbereich 
berührt wird, abweichend im Wege einer Rechtsverordnung zu bestimmen. Die in der 
Rechtsverordnung ermächtigten Staatsministerien können durch Rechtsverordnung 
ihre Zuständigkeit auf nachgeordnete Behörden übertragen. 

Abs. 4 enthält eine neu eingeführte, umfassende Befugnisnorm für die Naturschutz-
behörden in Bezug auf Vorschriften des Bayerischen Naturschutzgesetzes und ermög-
licht so, im Rahmen der geltenden Zuständigkeiten die Einhaltung der Vorschriften des 
Bayerischen Naturschutzgesetzes und der auf Grund des Bayerischen Naturschutzge-
setzes erlassenen Vorschriften zu überwachen sowie die im Einzelfall erforderlichen 
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Maßnahmen zu treffen. § 3 Abs. 2 BNatSchG enthält eine entsprechende Vorschrift 
bereits in Bezug auf die Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes. Die Einfügung 
der neuen Vorschrift ins BayNatSchG ist erforderlich, da sich § 3 Abs. 2 BNatSchG nur 
auf die Einhaltung der Vorschriften des BNatSchG sowie der auf Grund des BNatSchG 
erlassenen Vorschriften bezieht. Der Vollzug von Vorschriften des BayNatSchG ist hier-
von nicht umfasst. Die Überschrift ist entsprechend anzupassen. 

Zu Nr. 19 (Art. 49) 

Die Befugnisse der Rangerdienste der beiden Nationalparke, der beiden Biosphären-
reservate sowie des Nationalen Naturmonuments Weltenburger Enge sind bisher nicht 
ausreichend definiert. In den Biosphärenreservaten und im Nationalen Naturmonument 
bestehen keine besonderen Regelungen, in den Nationalparken sind die Befugnisse 
nur indirekt über das Jagd- und Forstrecht geregelt, etwa wenn wie im Nationalpark 
Bayerischer Wald Angehörige des Nationalparkdienstes als Forstschutzbeauftragte be-
stellt werden. Teils behilft man sich damit, dass Angehörige der Rangerdienste zugleich 
formell zu Naturschutzwächtern bestellt werden, was aber zur Folge hat, dass sie in 
dieser Funktion nicht der Schutzgebietsverwaltung, sondern dem jeweiligen Landrats-
amt unterstellt sind und Befugnisse auch nicht im gesamten Schutzgebiet haben, son-
dern nur in dem Teil, der dem jeweiligen Landkreis zugeordnet ist.  

Daher soll festgelegt werden, dass die Rangerdienste der staatlichen Schutzgebiets-
verwaltungen die Aufgaben und Befugnisse der Naturschutzwacht haben, ohne ihr al-
lerdings anzugehören. Es handelt sich um eine Rechtsfolgenverweisung, wie es sie 
auch in Art. 42 Abs. 3 des Bayerischen Jagdgesetzes (BayJG) bezüglich der bestätigten 
Jagdaufseher gibt. Dort heißt es: „Die bestätigten Jagdaufseher, die Berufsjäger oder 
forstlich ausgebildet sind, haben die Aufgaben und Befugnisse der Naturschutzwacht.“ 

Mit der neuen Regelung können die Rangerdienste der staatlichen Schutzgebietsver-
waltungen im gesamten Zuständigkeitsbereich der Schutzgebietsverwaltung wie An-
gehörige der Naturschutzwacht tätig werden, ohne dem Landratsamt anzugehören und 
ohne auf einen bestimmten Gebietsteil beschränkt zu sein. 

Es soll sichergestellt werden, dass sie eine entsprechende Ausbildung haben. Dies 
kann beispielsweise durch Teilnahme an den Naturschutzwacht-Lehrgängen der Bay-
erischen Akademie für Naturschutz und Landschaftspflege erfolgen. 

Zu Nr. 20 (Art. 50) 

Durch die Einfügung des Satzes 4 in Abs. 2 wird Satz 3 weiter konkretisiert und die 
bestehende Praxis verstetigt. Das Personal des Bayerischen Naturschutzfonds besteht 
ausschließlich aus Beschäftigten des Freistaates Bayern, die das Bayerische Staatsmi-
nisterium für Umwelt und Verbraucherschutz dem Bayerischen Naturschutzfonds mit-
tels Zuweisung zur Verfügung stellt. Damit übernimmt das Bayerische Staatsministe-
rium für Umwelt und Verbraucherschutz die Personalverwaltung für die Stiftung Baye-
rischer Naturschutzfonds. Dadurch werden die bestehende, kostensparende und unbü-
rokratische Verwaltungspraxis kodifiziert und eine Wettbewerbssituation zwischen dem 
Freistaat Bayern und privatwirtschaftlichen Personaldienstleistern gesetzlich ausge-
schlossen. 

Die Aufgaben des Bayerischen Naturschutzfonds sind in Art. 50 Abs. 2 BayNatSchG 
festgelegt. Einige der Maßnahmen, die der Bayerische Naturschutzfonds im Rahmen 
seiner Aufgaben durchführt, sind in erheblichem staatlichem Interesse, da sie Ziele und 
Schwerpunktsetzungen des Freistaates in besonderer Weise unterstützen.  

Dazu gehören beispielsweise Projekte und Maßnahmen, die die Umsetzung des Volks-
begehrens „Rettet die Bienen“, die Entwicklung des Biotopverbunds, die Umsetzung 
der Bayerischen Biodiversitätsstrategie, die Förderung der Artenvielfalt, die Umsetzung 
des von der Bayerischen Staatsregierung beschlossenen Konzepts „Klimaschutz durch 
Moorbodenschutz am Beispiel des Bayerischen Donaumooses“ sowie die Umsetzung 
des von der Bayerischen Staatsregierung beschlossenen Masterplans Moore fördern. 



 

24 

 

Darüber hinaus übernimmt der Bayerische Naturschutzfonds für die staatlichen Natur-
schutzflächen das Flächenmanagement sowie die Verwaltung der Ersatzgelder. Durch 
die Übernahme teilweise hoheitlicher Aufgaben besteht ein besonderes Näheverhältnis 
zum Staat das es rechtfertigt, hier nur Beschäftigte des Staates einzusetzen. 

Im Übrigen handelt es sich um eine redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Nr. 21 (Art. 56) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Nr. 22 (Art. 57 Abs. 1 Nr. 5) 

Über § 69 Abs. 3 Nr. 5 BNatSchG stellt die Verletzung des bundesgesetzlichen Bio-
topschutzes auch hinsichtlich § 30 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 BNatSchG – entgegen der aktu-
ellen bayerischen Regelung – bei der Zerstörung oder erheblichen Beeinträchtigung 
von Streuobstbeständen oder von arten- und strukturreichem Dauergrünland einen 
Ordnungswidrigkeitentatbestand dar. Mit der Gesetzesänderung werden nun auch Ver-
stöße gegen weiter geltenden gesetzlichen Biotopschutz nach Art. 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 
6 und 7 BayNatSchG sanktionsfähig und es erfolgt eine Anpassung des Schutzniveaus 
an das Bundesrecht. Bislang konnte Zuwiderhandlungen gegen den Biotopschutz der 
Nummern 6 und 7 nicht im Wege eines Ordnungswidrigkeitenverfahrens begegnet wer-
den. 

Zu § 2 (Änderung BayWG) 

Ziel der Bayerischen Staatsregierung ist es, bis 2040 insgesamt 55 000 ha entwässerter 
Moor- oder Anmoorstandorten wiederzuvernässen. Es wird ein einheitliches Genehmi-
gungsverfahren für Maßnahmen zur Wiedervernässung eingeführt, um bestehende 
Rechtsunsicherheiten zu beheben und somit Maßnahmen der Wiedervernässung 
rechtssicherer auszugestalten. Insbesondere bei Wiedervernässungsmaßnahmen, die 
nicht unmittelbar an ein oberirdisches Gewässer anknüpfen (zum Beispiel Wieder-
vernässung durch reine Veränderung der Grundwassersituation oder allein auf Grund 
von Niederschlag) ist fraglich, ob hierfür das bestehende Regelungsregime ausreichend 
ist. Insbesondere ist strittig, ob dauerhafte Grundwasserveränderungen einen Gewäs-
serausbau darstellen. Gewässerbenutzungen, die auf eine Veränderung des Grund-
wassers abzielen (zum Beispiel das Einbringen von Spundwänden), sind nicht auf eine 
dauerhafte Zustandsveränderung, die jedoch mit der Wiedervernässung angestrebt 
wird, ausgerichtet. Mit der Formulierung in Art. 42a werden Maßnahmen zur Wieder-
vernässung von entwässerten Moor- oder Anmoorstandorten dem Gewässerausbau 
gleichgestellt. Es wird ein eigener Ausbautatbestand für Moorwiedervernässungen ge-
schaffen, wobei das bewährte Instrumentarium des Wasserrechts genutzt wird. Eine 
Planfeststellungs- bzw. Plangenehmigungspflicht für solche Maßnahmen wird allge-
mein statuiert. Aus dem Sinn und Zweck der Gleichstellung folgt, dass die den Ausbau 
von Gewässern betreffenden Vorschriften auf Maßnahmen zur Wiedervernässung ent-
sprechende Anwendung finden. Insbesondere das Planfeststellungsverfahren mit der 
Öffentlichkeitsbeteiligung gewährleistet die Einbeziehung betroffener Personen im Rah-
men des Genehmigungsverfahrens.  

Nach § 46 Abs. 1 Nr. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) bedarf das Entnehmen, 
Zutagefördern, Zutageleiten oder Ableiten von Grundwasser für Zwecke der gewöhnli-
chen Bodenentwässerung landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch ge-
nutzter Grundstücke keiner Erlaubnis oder Bewilligung. Dabei ist es unerheblich, wel-
ches Mittel der Bodenentwässerung (Drainage, Entwässerungsgräben, Pumpanlage) 
eingesetzt wird. Die Rückgängigmachung solcher erlaubnisfreien Entwässerungsmaß-
nahmen stellen häufig ein Mittel der Wiedervernässung dar, beispielweise durch soge-
nannte Drainageverschlüsse. Vor diesem Hintergrund ist es sachgerecht, wenn die 
Rückgängigmachung verfahrensfreier Entwässerungsmaßnahmen ebenfalls verfah-
rensfrei bleiben. Daher schränkt Satz 2 die Gleichstellung mit dem Gewässerausbau 
ein, wenn die Moorwiedervernässung ausschließlich aus verfahrensfreien Handlungen 
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oder der Rückgängigmachung von Handlungen besteht, die verfahrensfrei zulässig wä-
ren. 

Zu § 3 (Änderung BayKompV) 

Zu Nr. 1 (§ 7 Abs. 5 Satz 2) 

Das Potential von Synergieeffekten einer Wiedervernässungsmaßnahme für Klima- und 
Naturschutz soll vollständig ausgeschöpft werden. Der länderspezifische Spielraum zur 
Ausgestaltung der bestehenden gesetzlichen Regelungen der Eingriffsregelung, hier 
der bayerischen Kompensationsverordnung und dazugehörigen Vollzugsschreiben, soll 
bestmöglich genutzt werden. Die bereits bestehende Regelung des § 7 Abs. 5 Bay-
KompV wird daher für das Anliegen Klimaschutz durch Moorbodenschutz gezielt ge-
stärkt. 

Zu Nr. 2 Buchst. a (Überschrift § 15) 

Die Änderung der Überschrift dient der Klarstellung. 

Zu Nr. 2 Buchst. b (§ 15 Abs. 1) 

Die Änderungen dienen der Verfahrensbeschleunigung und dem Bürokratieabbau. Für 
die Zustimmung des Maßnahmenträgers und des Eigentümers der Fläche gemäß § 15 
Abs. 1 Satz 1 genügt die Formvorgabe „schriftlich oder elektronisch“. Adressat der Re-
gelung im neuen Satz 2 sind die unteren Naturschutzbehörden, welche die erforderli-
chen Angaben unmittelbar in das Ökoflächenkataster eintragen. Sie sollen die Eintra-
gung innerhalb von drei Monaten ab Eingang der vollständigen Unterlagen vornehmen. 

Zu Nr. 3 (§ 19) 

Durch die Aufhebung des Satz 3 sollen die Anforderungen aus den Urteilen des Bun-
desverwaltungsgerichts vom 12. September 2024 (7 C 4.23 und 7 C 3.23) umgesetzt 
werden. Das Bundesverwaltungsgericht hat festgestellt, dass als Ersatzmaßnahmen für 
die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes durch Windenergieanlagen vielfältige Maß-
nahmen in Betracht kommen. Durch die Aufhebung von Satz 3 auf Ebene der Bayeri-
schen Kompensationsverordnung können diese Anforderungen für sonstige vertikale 
Strukturen flexibler und passgenauer im Rahmen von Vollzugshinweisen konkretisiert 
und ausgestaltet werden. Auf immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftige 
Windkraftanlagen findet die Bayerische Kompensationsverordnung keine Anwendung. 

Zu § 4 (Änderung AVBayNatSchG) 

Das unbedingte Schriftformerfordernis in § 3 Abs. 1 Satz 1 ist nicht mehr erforderlich 
und wird durch die Formvorgabe „schriftlich oder elektronisch“ ersetzt. 

Durch die Neufassung von Art. 3 Abs. 4 Satz 1 Nr. 6 (bisher Nr. 7) BayNatSchG und 
die Aufhebung von Art. 3 Abs. 6 BayNatSchG sind die Ausführungsbestimmungen in 
Teil 2 und § 5 für eine Ausnahme betreffend den Termin für das Walzen von Grünland 
nicht mehr nötig und damit aufzuheben.  

Die Zuständigkeit für die Beobachtung des Erhaltungszustands nach § 6 Abs. 3 Nr. 2 
BNatSchG für die genannten Tier- und Pflanzenarten mit erheblichem Waldbezug so-
wie für die Waldlebensraumtypen wird auf die Bayerische Landesanstalt für Wald und 
Forstwirtschaft übertragen.  

Die Zuständigkeit für die Beobachtung von Natur und Landschaft nach § 6 BNatSchG 
für die Tierart Wolf (Canis lupus) wird auf das Bayerische Staatsministerium für Wirt-
schaft, Landesentwicklung und Energie übertragen, das die Möglichkeit zur Subdelega-
tion durch Rechtsverordnung hat.  

Im Übrigen handelt es sich um redaktionelle Folgeänderungen. 
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Zu § 5 (Änderung BayWaldG) 

Art. 47 Satz 2 BayWaldG enthält eine Regelungslücke für die noch relativ junge Schutz-
gebietskategorie der Nationalen Naturmonumente. Da mit der Ausweisung des Natio-
nalen Naturmonuments in der Weltenburger Enge auch in Bayern seit 2020 ein entspre-
chendes Schutzgebiet besteht, wird künftig auch das Verhältnis der Vorschriften des 
Bayerischen Waldgesetzes zur Schutzgebietskategorie der Nationalen Naturmonu-
mente geregelt. 

Zu § 6 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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